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A n fra g e 

der Abgeordneten Dr. GRUBER 

und Genossen 

an den Bundesminister fUr Finanzen 

betreffend finanzieZle Leistungen nach dem AushiZfegesetz 

Die "Sudetenpost" bringt in ihrer Ausgabe 4/1978 vom 16.2.1978 

foZgende Notiz: 

"Hat der Staat fUr die AZten kein GeZd? ZahZr.eiche Eingaben an 
die Sudetendeutsche Landsmannschaft deuten darauf hin~ daß die 
Bearbeitung Von Antragen fUr die HarteaushiZfe ins Stocken 
geraten ist. In einer einzigen Bezirkagruppe wur.den von 
29 Antragen bisher nur 8 erZedig~~ obwohl die Antrage schon 
vor acht bis elf Monaten erstellt worden sind. Unter den 
Wa~tenden befinden sioh auoh Antragsteller~ die das 90. Lebensjahr 
sohon erreioht haben. Wartezeiten~ die ein Dreivierteljahr 
Ubersohr~iten~ scheinen - den Beschwerden. nach - nioht zu den 
Seltenheiten zu geh8ren. Ob die Verz8gerung der Bearbeitung 
der Ansuchen duroh die Wiener FinanzZandesdirektion auf 
PersonalmangeZ zurUokzuführen ist oder ob eine Weisung aus dem 
Finanzministerium vorZiegt~ mit der Auszahlung der HärteaushiZfen 
abzuwarten~ wird m8g Z.icherweise eine Anfrage k laren~ die von 
der SL Ober8sterreiohs an die Finanzlandesdirektion gerichtet 
worden ist. Es scheint denkbar~ daß eine Weisung von oben 
vorZiegt~ da meist zu Jahresende die Staatsfinanzen angespannt 
sind". 

Im Bundesrechnungsabschluß fUr das Jahr 1976 wurde festgesteZlt~ 

daß bei der VolZziehung des Entschadigungsgesetzes CSSR 

'~rsparungen" in betraohtlioher R8he wegen PersonalmangeZsder 

Finanzverwaltung eingetreten sind. 
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Bis zum 31. Dezember 1977 wurden lediglich 6.325 der insgesamt 

27.520 e~ngeZangten Anmeldungen nach dem Aushilfegesetz 

erledigt. Die Befürchtungen der "Sudetenpost" sind also 

verständlich. 

Da die Aushilferegelung eine rasche Hilfe für alte Mensohen, 

die in bedrängten finanziellen Verhältnissen leben müssen, 

zum Ziele hatte~ richten die unterzeichneten Abgeordneten an 

den Herrn Bundesminister für Finanzen·folgende 

A n fra g e : 

1) Welche Gründe sind für die schleppende Erledigung der 

Anmeldungen naoh dem Aushilfegesetz maßgebend? 

2) Sind Sie bereit, für eine rasche Erledigung der einge­

brachten Anträge Sorge zu tragen ? 

3) Wie werden Sie d~m Umstand Rechnung tragen~ daß im Bundes­

voranschlag für 1978 lediglich 120 Millionen S für Aushilfe­

zahZungen vorgesehen sind, aus dem Jahre 1977 jedooh noch 

ein Uberhang von über 20.000 unerledigten Anmeldungen 

vorliegt.. die naoh den· bisherigen El'fahrungen den Betrag 

von 280 bis 300 Millionen S erfordern würden ? 
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